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Vorwort

Mit Freihandel in seiner praktischen Form bin ich zum 
ersten Mal Ende der 1970er Jahre im Maghreb in Berüh-
rung gekommen. Als junger Mann arbeitete ich an Ent-
wicklungshilfeprojekten in Tunesien mit und verteidigte 
den Freihandel gegen Kritiker, die es auch damals reichlich 
gab. Für sie war internationaler Handel gleichbedeutend 
mit »Ausbeutung durch Imperialisten«. Als Volkswirt habe 
ich mich im Studium vor allem mit internationalem Han-
del und Entwicklungspolitik beschäftigt. Solche Pauschal-
urteile haben mich daher schon vor vierzig Jahren geärgert. 
Sie ärgern mich auch heute noch: Als müsse jedes Land 
sämtliche Produkte und Dienstleistungen selbst herstel-
len, als wäre es nicht sinnvoll, wenn Länder ihre Stärken 
und besonderen Bedingungen, die sie von anderen Staaten 
unterscheiden, in einer arbeitsteiligen Weltwirtschaft zu 
ihrem Vorteil nutzten. Ohne internationalen Handel ließe 
sich die Ernährung der Weltbevölkerung nicht bewerk-
stelligen.

In Tunesien gedeihen trotz des wenigen Regens her-
vorragende Oliven, sie könnten als Olivenöl nach Europa 
exportiert werden und dem Land Devisen einbringen für 
den Import von bewässerungsintensivem Weizen  – das 
wäre ein guter, auch ökologisch sinnvoller Austausch für 
die Handelspartner. So war die Theorie, als ich mithelfen 
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wollte, die wirtschaftliche Entwicklung der armen Länder 
Nordafrikas voranzubringen.

In der Praxis erlebte ich dann, wie diese überzeugende 
Theorie durch Macht und die Wahrung von Interessen 
beschädigt wurde. Tunesien durfte kaum Olivenöl nach 
 Europa exportieren und wird auch heute noch an dessen 
freiem Export mit Handelsschikanen und Zöllen gehindert, 
weil die tunesischen Oliven mit der subventio nierten Oli-
venproduktion in den Mittelmeerstaaten der EU konkur-
rieren. Anstatt den afrikanischen Olivenproduzenten die 
Chance zu geben, mit guten Produkten Geld zu verdienen 
und damit die Wirtschaft in armen, ländlichen Regionen 
zu fördern, finanzierte die Entwicklungshilfe teure Bewäs-
serungsprojekte, um dort Weizen anzubauen. Das ist Verrat 
an der Freihandelsidee, begangen von Politikern, die vom 
Freihandel sprechen und Protektionismus praktizieren – um 
dann gönnerhaft Entwicklungshilfe zu gewähren.

Von der Idee des fairen Freihandels, der allen Beteiligten 
Vorteile bietet, bin ich dennoch bis heute überzeugt. Als 
das geplante Freihandelsabkommen TTIP (Transatlantic 
Trade and Investment Partnership) zwischen den USA und 
der Europäischen Union immer häufiger in den Medien 
auftauchte, war ich deshalb zunächst nicht grundsätzlich 
dagegen. Schließlich geht es nicht um Handelsbeziehungen 
zwischen einem Industrie- und einem Dritte-Welt-Land, 
sondern um ein Abkommen zwischen zwei wirtschaftlich 
hoch entwickelten und bereits eng verflochtenen Wirt-
schaftsblöcken. Doch dann begann ich, mich näher damit 
zu beschäftigen, auch angeregt durch viele Förderer und 
Unterstützer von foodwatch, die uns Fragen stellten und 
uns ermunterten, bei TTIP genauer hinzusehen.
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Das haben wir getan, und das Ergebnis ist dieses Buch. 
Sein erster Teil versucht, allgemeinverständlich zu erklären, 
was TTIP ist – die volkswirtschaftlichen Grundlagen und 
die zu erwartenden ökonomischen Effekte. Eingeordnet 
werden dort die kontroverse Debatte, der Stand der Ver-
handlungen sowie die Auswirkungen von TTIP auf unsere 
Demokratie. Im zweiten Teil geht es um die Auswirkun-
gen, die TTIP auf unseren Alltag haben wird. Dabei muss 
man sich vor Augen halten, dass die Dimension von TTIP 
gigantisch ist, da es fast alle Wirtschafts- und Industrie-
bereiche berührt. Deshalb musste ich mich hier auf einige 
beispielhafte Bereiche beschränken. Es sind dies Felder, die 
einerseits erhebliche politische Bedeutung haben, anderer-
seits uns auch im Alltag unmittelbar betreffen: Chemikalien, 
Lebensmittel, Landwirtschaft, Tierschutz und Arbeitneh-
merrechte.

Die monatelange Recherche mit meinem Team hat mir 
jene Erfahrung in Tunesien vor vierzig Jahren ins Gedächt-
nis gerufen: Noch viel krasser als damals besteht bei TTIP 
die Kluft zwischen Theorie und Praxis der Freihandelsidee. 
Das TTIP-Abkommen, wie es jetzt im Geheimen entwor-
fen wird, dient nicht den beteiligten Ländern, der Mehrheit 
ihrer Bürger und der Mehrheit ihrer Unternehmen, und 
schon gar nicht dient es ärmeren Ländern. Es dient fast 
ausschließlich den großen, weltweit agierenden Konzernen, 
die ihre Marktanteile und ihren Einfluss absichern und 
ausbauen wollen. Ein Baustein dafür, wie ich zu diesem 
Urteil komme, ist ein Satz aus dem TTIP-Verhandlungs-
mandat, das die EU-Mitgliedsstaaten der EU-Kommission 
erteilt haben. Dort steht, dass Investoren durch TTIP »das 
höchstmögliche Maß an Rechtsschutz und Rechtssicher-
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heit« gewährt werden soll. Ein derart ehrgeiziges Ziel – »das 
höchstmögliche Maß« – gibt das Mandat für kein anderes 
Thema und für keine andere Gruppe aus.

Diese Formulierung bringt TTIP auf den Punkt. Lassen 
Sie sich nicht ablenken vom TTIP-Dauerthema »Chlor-
hühnchen« oder von der Frage, ob wegen des Abkommens 
bald Nürnberger Rostbratwürstchen aus Kentucky auf 
Grills in Europa landen könnten. Darum geht es bei TTIP 
nur ganz am Rande. Im Kern geht es darum, Konzerninte-
ressen in Gesetze zu gießen, die durch den völkerrechtlich 
verbindlichen TTIP-Vertrag besser abgesichert wären als 
jedes französische, dänische, US-amerikanische oder deut-
sche Gesetz. Es gilt, was Kurt Tucholsky schon vor fast hun-
dert Jahren erkannt hat: »Politik kann man in diesem Lande 
definieren als die Durchsetzung wirtschaftlicher Zwecke 
mit Hilfe der Gesetzgebung.«

Die politischen und wirtschaftlichen Eliten in Europa 
und den USA, die TTIP jetzt mit aller Macht gegen den 
Willen der Bürger durchsetzen wollen, verwechseln die 
Freiheit der Wirtschaft mit der Freiheit der Gesellschaft, 
sich ihre Regeln selbst zu geben. Nach der Recherche und 
vielen Gesprächen für dieses Buch bleibt für mich die große 
unbeantwortete Frage, warum sich Volksvertreter derart 
entmachten lassen, warum sie bereit sind, zugunsten bes-
tenfalls winziger wirtschaftlicher Vorteile gravierende Risi-
ken für die Demokratie in Kauf zu nehmen.

Nehmen wir uns unsere bürgerliche Freiheit und sagen 
»Nein« zu TTIP.

Ihr Thilo Bode
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1
das Kartell der Verharmloser

Die Arroganz der Macht, sie zeigt sich an diesem Tag im 
Mai 2014 gleich mehrfach. In Berlin wollen Aktivisten der 
Organisation Campact 470 000 Unterschriften gegen das 
transatlantische Freihandelsabkommen TTIP zwischen der 
Europäischen Union und den USA an Bundeswirtschafts-
minister Sigmar Gabriel übergeben. Sie haben dafür eine 
öffentliche Veranstaltung Gabriels mit dem EU-Handels-
kommissar Karel De Gucht gewählt, auf der die beiden 
Stellung beziehen wollen zur Kritik an TTIP. Doch der 
Auftritt der Politiker bleibt vielen als ziemlich arrogant 
in Erinnerung. Karel De Gucht, Europas Handelsminister 
und TTIP-Chefverhandler, hält den 470 000 Unterzeich-
nern des Anti-TTIP-Appells den Satz entgegen: »Ich ver-
trete 500 Millionen.« Und Sigmar Gabriel hat für die Ent-
gegennahme der Unterschriften keine Zeit. Das darf ein 
Vizekanzler und SPD-Chef: keine Zeit haben. Was er nicht 
darf: 470 000 Menschen für dumm verkaufen. Aber Sigmar 
Gabriel tut es, er sagt: »470 000 Unterschriften zu sammeln 
gegen etwas, das es noch gar nicht gibt, das muss man erst 
mal machen.« TTIP ein Phantom – darauf muss man erst 
mal kommen.

Für »etwas, das es noch gar nicht gibt«, ist TTIP zu 
diesem Zeitpunkt schon ziemlich weit gediehen, freilich 
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weitgehend im Geheimen. Bereits seit 2011 reden die EU 
und die USA über ein mögliches Freihandelsabkommen. 
Ein Sonderteam aus Experten der US-Regierung und der 
EU-Kommission, die »High Level Working Group on Jobs 
and Growth«, sondierte zunächst die Möglichkeiten einer 
tieferen transatlantischen Zusammenarbeit. Mitte 2013 er-
teilte dann der Rat der europäischen Handelsminister (in 
Deutschland ist das der Wirtschaftsminister) der EU-Kom-
mission das zunächst geheim gehaltene Mandat, über ein 
Freihandelsabkommen mit den USA zu verhandeln, Titel: 
Transatlantic Trade and Investment Partnership, kurz TTIP. 
Einen förmlichen Beschluss des Bundestags oder des EU-
Parlaments gab es dazu allerdings nie – vielleicht ist es diese 
Tatsache, aus der Sigmar Gabriel den Schluss zieht, TTIP 
gebe es noch gar nicht.

Nur wenige Wochen nach Gabriels Satz veröffentlicht 
sein Koalitionspartner CDU eine Broschüre über dieses 
»Etwas, das es noch gar nicht gibt«. Dem angeblichen 
Phantom TTIP werden darin nun schon ganz reale Vor-
teile zugeschrieben: »So kann TTIP der deutschen Wirt-
schaft nutzen«, lautet der Titel. Daneben prangt ein Logo, 
es besteht aus einem orangefarbenen Kreis, darin die Sil-
houette einer Brücke, die an die Golden Gate Bridge in 
San Francisco erinnert, sowie der Slogan »TTIP – Brücke 
in die Zukunft«. Möglicherweise hofften die Macher der 
Broschüre, dass sich der Leser – dank TTIP – über die Gol-
den Gate Bridge in eine in Gold-Orange getauchte Zukunft 
fahren sieht.

Als wäre sie der oberste Controller der deutschen 
Exportindustrie, gräbt sich die CDU in ihrer Broschüre tief 
in technische Details: »Airbags müssen für den EU- und 
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den US-Markt völlig unterschiedlich kalibriert werden, 
weil die EU-Vorschriften von einem angeschnallten Fah-
rer ausgehen, die US-Vorschriften von einem nicht ange-
schnallten«, heißt es in dem Papier. »Rote Rückblinker (in 
den USA) und gelbe Rückblinker (in der EU) verteuern die 
Herstellungsprozesse ebenso wie nicht-einklappbare Sei-
tenspiegel (USA) und einklappbare Seitenspiegel (in der 
EU) oder unterschiedliche Vorschriften zum Einsatz von 
Crash-Test-Dummys.«

Auch im Maschinenbau sieht die Partei großes Spar-
potenzial: Wegen unterschiedlicher Vorschriften könnten 
technische Produkte wie Gasarmaturen, Gasrohre, Kabel-
bäume oder Sicherheitsventile aus Deutschland nur mit 
zusätzlichen Sonderbauteilen in die USA verkauft werden, 
trotz eines vergleichbaren Schutzniveaus. »Dies verteuert 
die Herstellungskosten und damit den Preis für den End-
verbraucher unnötigerweise.« So wie man in der Vergan-
genheit innerhalb der Europäischen Union für einheitliche 
Standards gesorgt habe, »von der Telefonbuchse bis zur 
Netzspannung, von der Sicherheit unserer PKW bis zur 
Qualität unserer Lebensmittel«, so ließe sich in Zukunft 
durch TTIP auch der Austausch von Waren und Dienstleis-
tungen mit den USA erleichtern. Geringere Zölle, weniger 
Bürokratie, gleiche Standards jeweils für Autos, Maschinen, 
Kosmetika, Textilien, Lebensmittel und vieles mehr – das 
sei die Formel für neue Absatzmärkte und neue Jobs, für 
eine größere Produktauswahl und niedrigere Preise, letzt-
lich für mehr Geld im Geldbeutel jedes Einzelnen. »Von 
TTIP haben wir alle etwas: ob als Verbraucher oder Arbeit-
nehmer, ob als Verkäufer oder Arbeitgeber, ob als Leis-
tungsträger oder Leistungsempfänger.« So steht es neben 
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der Silhouette der Golden Gate Bridge im warmen Abend-
licht, der »Brücke in die Zukunft.«

In den Aussagen deutscher Regierungsvertreter und 
anderer TTIP-Befürworter steckt oft ein irritierendes 
Pa thos, ein krasses Missverhältnis zwischen der Behaup-
tung –  geringere Zölle, Angleichung technischer Standards – 
und ihrer angeblichen Bedeutung. Die rhetorisch sonst so 
unambitionierte Bundeskanzlerin mahnte in martialischem 
Ton, ihre Partei werde TTIP »gegen alle Wider stände durch-
kämpfen«, die EU müsse das Abkommen »mit Haut und 
Haaren« verhandeln; Angela Merkel verglich die  Debatte 
um das Freihandelsabkommen sogar mit jener um den 
Nato- Doppelbeschluss in den 1980er Jahren, die die Gesell-
schaft in zwei Lager spaltete. Merkels Vize, SPD-Chef Sig-
mar Gabriel, lud die Debatte im Bundestag moralisch auf: 
»Wenn wir das hier falsch machen, werden unsere Kinder 
uns verfluchen.« Scheitere TTIP (und das zwischen der EU 
und Kanada bereits weitgehend verhandelte Freihandels-
abkommen CETA), könnten »viele hunderttausend Men-
schen in Deutschland« ihren Job verlieren, der Export-
nation Deutschland drohe »eine mittlere Katastrophe«. 
 Daimler-Chef Dieter Zetsche sorgte sich, Deutschland 
und die EU würden ohne TTIP eine »historische Chance« 
verpassen, der wirtschaftspolitische Sprecher der CDU-
Bundestagsfraktion, Joachim Pfeiffer, sprach von  einer 
»Jahrhundert-Chance«. Kann man das ernst nehmen: dass 
uns unsere Kinder  verfluchen werden, wenn wir die Farben 
von Rückblinkern nicht vereinheitlichen? TTIP – eine »Jahr-
hundert-Chance«? Geht es noch größer? Wird als Nächstes 
von »Sünde« gesprochen, wenn Menschen trotzdem Fragen 
stellen?
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Merkel, Gabriel & Co. appellieren an diffuse Ängste, wenn 
sie behaupten, ohne das Abkommen würden Deutschland 
und Europa »den Anschluss an asiatische Länder verlieren«, 
sich sogar »von den Weltmärkten abkoppeln«. Jenseits von 
Wachstum und neuen Jobs sprechen für den US-Botschafter 
bei der Europäischen Union, Anthony Gardner, »geostrate-
gische Gründe« für TTIP: Der Blick auf den Mittleren Osten 
oder auf Russlands Ukrainepolitik mache deutlich, dass TTIP 
die transatlantische Allianz wirtschaftlich festigen könne, so 
wie die Nato das in militärischer Hinsicht leiste: »Wir müssen 
die Regeln im Welthandel setzen, bevor es andere tun«, so 
Anthony Gardner, »TTIP ist aus vielerlei Gründen nicht nur 
wichtig, sondern unverzichtbar.« In solchen Sätzen schwingt 
Angela Merkels berühmtes Wort von der Alternativlosigkeit 
mit: TTIP – wir haben keine Wahl. Und sollten wir dennoch 
die falsche treffen, bezahlen wir dafür bitter.

Berlin, im Juli 2014: Auf der Bühne eines Konferenzsaals der 
Friedrich-Ebert-Stiftung sitzt George Miller aus San Fran-
cisco, er nimmt an einer Podiumsdiskussion über Freihan-
delsabkommen teil. Miller ist nicht irgendein US-Politiker. 
Mit vierzig Jahren als Kongressabgeordneter gehört er zu 
den Dienstältesten in Washington, Miller gilt in den USA 
als ein politisches Schlachtross. Der Demokrat aus Kalifor-
nien ist kein Gegner des Freihandels. Es käme ihm wohl 
nie in den Sinn, gegen ein Abkommen wie TTIP zu argu-
mentieren, würde es nur Doppeltests überflüssig machen, 
technische Standards einander angleichen, sinnlose Zölle 
aus grauer Vorzeit abschaffen.

Dennoch hat George Miller Ende 2013 einen Brief an 
seinen Präsidenten und Parteifreund Barack Obama initi-
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iert, den mehr als ein Drittel der 435 Kongressabgeordne-
ten unterschrieben haben. Der Brief richtet sich gegen das 
geplante sogenannte »Fast-Track«-Gesetz, eine Art Schnell-
verfahren, das die Befugnisse der US-Regierung beim Aus-
handeln von Freihandelsverträgen massiv ausdehnt und 
jene des US-Kongresses entsprechend einschränkt. Die 
Abgeordneten könnten demnach bei der Abstimmung über 
TTIP und andere Freihandelsabkommen nicht mehr ein-
zelne Inhalte des Vertragsentwurfs verändern, sondern nur 
noch mit »Ja« oder »Nein« über den Vertrag als Gesamt-
paket abstimmen. Sie hätten nicht mehr die Möglichkeit, 
die Idee mit den gleichfarbigen Rückblinkern gutzuheißen 
und gleichzeitig gegen laxere Regeln bei der transatlanti-
schen Bankenregulierung zu stimmen.

Am Ende seiner langen politischen Karriere ist George 
Miller an diesem Tag im Sommer 2014 noch einmal nach 
Berlin gekommen, um seine deutschen Zuhörer in ihrem 
Widerstand gegen TTIP zu bestärken. Hunderttausende, 
gar Millionen neuer Jobs durch TTIP? »Ein Märchen«, 
antwortet Miller. Mehr Wachstum und Wohlstand für alle 
durch die Integration der Wirtschaftsräume USA und EU 
zur größten Freihandelszone der Welt? »Es muss um die 
Interessen der Bürger gehen, nicht um die der Konzerne«, 
entgegnet der Mann aus San Francisco, »bei TTIP wäre es 
wie bei einer Lotterie: wenige Gewinner, viele Verlierer.« 
Vor allem aber empfinden George Miller und die übrigen 
Unterzeichner seines Briefs an Präsident Obama eine »tiefe 
Besorgnis« angesichts der Reichweite heutiger Freihandels-
abkommen – eine Tatsache, die das Lager der Befürworter 
meist völlig ausblendet. Denn: Heutige Freihandelsabkom-
men beschränken sich nicht auf die Angleichung techni-
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scher Standards für Autos und Maschinen, sie zielen nicht 
nur darauf ab, Zölle auf Importe zu senken oder abzuschaf-
fen. Verträge wie das geplante TTIP berühren fast sämtliche 
Politikfelder vom Umweltschutz und der Landwirtschaft 
über das Arbeitsrecht bis zum Gesundheitswesen; sie grei-
fen ein in den Patent- und Datenschutz, in die Standards 
für Lebensmittel und Chemikalien, sie betreffen Fragen 
der Energiegewinnung wie im Fall des Frackings, sie kön-
nen die Regulierung der Banken verschlechtern und den 
Schutz ausländischer Investoren verbessern. Was daran am 
meisten beunruhigt: TTIP greift auch in die Gesetzgebung 
auf nationaler und europäischer Ebene ein, das Abkom-
men beschneidet die Rechte nationaler und europäischer 
Parlamente, ja, TTIP birgt das Risiko, die nationale und 
europäische Justiz durch eine Paralleljustiz zu schwächen.

Die Gesellschaft hat deshalb Anspruch auf eine gründ-
liche, ehrliche und völlig transparente Debatte. Doch 
das Pro-TTIP-Lager bagatellisiert jeden Einwand oder es 
überhöht TTIP zum »geostrategischen« Instrument, zur 
»Wirtschafts-Nato«, als herrsche kalter Krieg. Die wahre 
Bedeutung des Freihandelsabkommens wird verschwiegen.

Das muss jeden Bürger, der die Konsequenzen von TTIP 
zu tragen hätte, besorgen und wütend machen. Und noch 
mehr macht es Parlamentarier wie George Miller wütend, 
der seinen Standpunkt sonst sehr gelassen darlegt. Das 
Publikum der Veranstaltung in Berlin kann seine Erre-
gung spüren, als er sagt: »Bei dieser enormen Bedeutung 
heutiger Handelsabkommen ist es schlicht unwürdig, wie 
wir Kongressabgeordneten behandelt werden. Man speist 
uns mit lückenhaften Dokumenten ab, andere Dokumente 
bekommen wir überhaupt nicht zu sehen. Unter solchen 
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Umständen können wir unseren Verfassungsauftrag nicht 
ausüben und verantwortliche Politik für unsere Bürger 
machen. Wir sind gewählt worden und nicht diejenigen, 
die jetzt solche Abkommen in unserem Namen aushandeln. 
Es ist eine Beleidigung für ein gewähltes Parlament, für die 
Demokratie.«

Was George Miller über die Missachtung des US-Kon-
gresses sagt, gilt genauso für Europa und Deutschland: 
Weder das Europaparlament noch der Bundestag waren 
durch förmliche Beschlüsse beteiligt, als die Regierungen 
Europas der EU-Kommission das lange Zeit geheim gehal-
tene Mandat erteilten, mit den USA über TTIP zu verhan-
deln. Und so wie sich Miller als Parlamentarier missachtet 
fühlt, so fühlen sich Europa- und Bundestagsabgeordnete 
in ihren Rechten missachtet und marginalisiert durch 
die unsägliche Geheimhaltungspolitik bei den laufenden 
TTIP-Verhandlungen. Anstatt Abgeordnete und Bürger mit 
belastbaren Informationen zu versorgen, schüren verant-
wortliche TTIP-Befürworter Angst oder sie kontern Kritik 
mit dem Argument, die sei erst legitim, wenn das Abkom-
men fertig verhandelt sei. Dabei ist Fakt: Ist der Vertrag erst 
einmal zu Ende verhandelt, wird das Mitwirkungsrecht der 
Parlamente auf ein einfaches »Ja« oder »Nein« reduziert. 
Schlimmer noch: Anders als Wirtschaftsminister Sigmar 
Gabriel suggeriert, ist noch nicht einmal sicher, ob die 
nationalen Parlamente das Abkommen am Ende überhaupt 
ratifizieren müssen.

Verfolgt man die zunehmend aggressiver werdenden 
Äußerungen derer, die das geplante Abkommen begrüßen, 
könnte man den Eindruck gewinnen, es wären nur ein 
paar ideologisch verbohrte Umweltschützer, Sozialstaats-
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träumer und ewige Globalisierungsgegner, die mit ihren 
Nichtregierungsorganisationen gegen TTIP opponieren, 
getrieben von einer Mischung aus Antiamerikanismus 
und Verschwörungstheorien. Aber das ist falsch. Es sind 
Millio nen Menschen, Amerikaner und Europäer, Promi-
nente und Nichtprominente, US-Parlamentarier und deut-
sche Oberbürgermeister, Gewerkschafter aus Philadelphia 
und Verbraucherschützer aus Marseille, spanische Unter-
nehmer und österreichische Wissenschaftler, die TTIP für 
gefährlich halten.

Der Multimilliardär und frühere Bürgermeister von New 
York Michael Bloomberg ist ein glühender Verfechter des 
ökonomischen Prinzips; aber er kritisiert scharf, wie 
»die Tabakindustrie Freihandels- und Investitionsabkom-
men dazu benutzt, nationale Gesetze anzugreifen, die den 
Tabak konsum eindämmen sollen«. Dies sei ein Ausverkauf 
natio naler Souveränität, der Millionen von Toten zur Folge 
haben könne. Vehemente Unterstützung erhält Bloomberg 
von Margaret Chan, der Generaldirektorin der Weltgesund-
heitsorganisation WHO: »Internationaler Handel hat gute 
und schlechte Konsequenzen für die Gesundheit der Men-
schen. Verstörend ist, wenn Investitionsabkommen dazu 
missbraucht werden, Regierungen die Handschellen anzu-
legen, die vor einem Produkt schützen wollen, das tötet. 
Wenn diese Handelsabkommen auch noch den Zugang zu 
bezahlbaren Medikamenten einschränken, müssen wir uns 
fragen: Ist das der Fortschritt, den wir wollen?«

Alain Caparros, Chef der zweitgrößten deutschen Super-
marktkette Rewe, irritiert an TTIP nicht nur, dass es »hinter 
verschlossenen Türen« verhandelt wird. In einem Brief an 
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